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Amtlicher Auszugi
Me Reichsregierung hat nunmehr die neue Notverord¬

nung, die ursprünglich am Dienstag abend erwartet wurde,
amtlich zur Veröffentlichung gebracht. Es ist eine außerordent¬
lich umfangreiche Veröffentlichung, in der einleitend die Mo¬
tive der Regierung dargelegt werden. Es folgt dann eine
ausführliche Wiedergabe des Inhalts der neuen Notverord¬
nung. Die textlich klare Inhaltsangabe erschöpft bereits das
Paragraphenwerk der gesetzestechnisch ausgearbeiteten Notver¬
ordnung.

Es heißt darin über das bereits Bekanntgewordene hin¬
aus:

1. Preis - und Zinssenkung
Die Notverordnung sieht davon ab, allgemeine Preisbin¬

dungen aufzuheben und Kartelle und Syndikate grundsätzlich
zu zerschlagen. Das Ziel liegt vielmehr in einer Auflockerung
dieser Verbände. Die Senkung der Preise für Markenwaren,
die gebunden sind, hat in der Weise zu erfolgen, daß der Preis
durch das Zusammenwirken aller daran beteiligten Wirt¬
schaftsstufen (Hersteller und Handel) gleichfalls um mindestens
10 v. H. bis zum 1. Januar 1932 gesenkt wird . Preisempfeh¬
lungen dürfen im inländischen Geschäftsverkehr nur erteilt
werden, wenn die empfohlenen Preise entsprechend herabgesetzt
sind. Von den Bestimmungen sind die Preise ausgenommen,
zu deren Einhaltung ein internationaler Kartellvertrag ver¬
pflichtet. Die Kohlensyndikate usw. dürfen künftig Einzel¬
händler nicht bestrafen, weil sie die durch örtliche Händler¬
organisationen festgesetzten Kleinverkaufspreise nicht eingehal¬
ten haben. Für die Preisbindungen des Kohleneinzelhandels
erläßt der Reichskommissarfür Preisüberwachung eine beson¬
dere Regelung. Der Preiskommissar kann auch für angemessene

Senkung der Werktarise der Kommunen
(Gas , Elektrizität usw.) sowie der Tarife für handwerkliche
Leistungen (Reparaturen usw.) Sorge tragen . Zur Senkung
der Preise für Fahrkarten von Straßenbahnen , Kleinbahnen
usw. ist zum Anreiz die Beförderungsstcuer ganz oder teil¬
weise zu erlassen. Der Preiskommissar kann weiter Betriebe
schließen, die sich seinen Anordnungen nicht fügen. Da die
Erzeugerpreise in der Landwirtschaft unter dem allgemeinen
Preisniveau liegen, wird es auf eine Verringerung der in
vielen Gegenden noch besonders hohen Preisspanne ankommen.
Die

Preissenkung bei den sogenannten gebundenen Preisen
soll in der Weise erfolgen, daß alle gebundenen Preise gegen¬
über dem Stand vom 1. Juli 1931 mit Wirkung vom 1. Jan.
1932 um 10 v. H. gesenkt sein müssen, widrigenfalls alle
Pveisabreden als nichtig gelten. Falls eine Senkung von 10
v. H. nicht ausreicht, so kann der Reichswirtschaftsmimster ui
bestimmten Fällen weitere Senkungen veranlassen. Weiter
tritt ab 1. Januar eine Senkung der Preise für Kohlen und
für Kali um 10 v. H. ein.

Der Preiskommissar erhält als seine Hauptaufgabe die
Ueberwachung der Preisentwicklung. Zu diesem Zweck erhält
er weitgehende Machtbefugnisse. Er darf u. a. Geschäfte
schließen, die den von ihm erforderlich gehaltenen Maßnahmen
nicht folgen.

Die Zinssenkung

soll in der Weise erfolgen, daß alle Zinsen für festverzinsliche
Papiere , Pfandbriefe , Hypotheken, Obligationen usw., wenn
sie 7 oder 8 v. H. betragen, auf 6 v. H. herabgesetzt werden;
wenn sie niedriger sind, im Verhältnis 8:6 v. H. Zinsen, die
über 8 v. H. betragen, sollen im Verhältnis 8:6 heruntergefetzt
werden. Die Regierung verspricht sich hiervon eine Besserung
der Papiere . Im Zusammenhang hiermit werden auchmdie
bisherigen Steuerverzugszuschläge mit Wirkung vom 1. Jam
aufgehoben. Sie sollen künftig bei reinen Verzugszinsen
(also wenn einfach ohne jede weitere Ankündigung nicht ge¬
zahlt wird) 1 v. H. im Monat , sonst aber S—8 v. H. im
Jahre betragen.

Im Zusammenhang hiermit wird die

Freiheit auf dem Geldmarkt beschränkt
werden. Der Reichsbankkommissarsoll bis zum 31. Dezember
1931 mit den Banken Vereinbarungen über die Höhe der De¬
betzinsen getroffen haben, was allgemein eine Herabsetzung
der Lombard- und Spesenbcrechnungen zur Folge haben soll.
Die Reichsbahn wird

Tarifermüßigungen für den Güterverkehr
im Gesamtausmaß von jährlich 300 Millionen Reichsmark ein-
trcten lassen. Der Normaltarif wird in allen Klassen ein¬
schließlich der Ncbenklassen gegenüber dem Stand vom 31.
Oktober 1931 durchgehend gesenkt. Den Hauptwert hcch die
Neichsregierung auf eine Senkung der Kohlenfrachten in Höhe
von 82 Millionen gelegt. Hierbei werden besondere Maß¬
nahmen zum Wettbewerbausgleich für Schlesien, Sachsen und
Bayern getroffen. Die vom Reich festgesetzten Schiffahrts¬
abgaben werden entsprechend ermäßigt . Es folgen die Bestim¬
mungen über die Aufhebung der Steuerverzugszuschläge ab
1. Januar . Tic Verzugszinsen (bisher 2t v. H. jährlich) wer¬
den auf >2 v. H. herabgesetzt. Die Aufschubzinfen insbesondere
bei Zöllen von 10 auf 8 b. H., der Zinssatz bei gestundeten
Steuern (bisher 5 bis 12 v. H.) aus 5 bis 8 v. H.

»er Notverordnung
2. Wohnungswirtschaft

Eine Senkung um 10 v. H. der Friedeusmkete bedeutet
eine fühlbare Entlastung des Einzelhaushaltes . Sie ist ande¬
rerseits für den Vermieter tragbar , da die durch die Notver¬
ordnung vom 6. Oktober vorgeschriebeneHauszinssteuer -Sen-
kung von einer Festsetzung der Zinsen für die Aufwertungs¬
hypotheken auf 7,5 v. H. ausgeht, während nunmehr durch
die Vorschriften über die Zinssenkung nur ein Answertun gs-
zinssuß von 6 v. H. festgesetzt ist. Bei den

Neubau -Wohnungen
kann nur so vorgegangen werden, daß die tatsächliche Ent¬
lastung, die der Vermieter im Einzelfall durch die Zinsherab¬
setzung erfährt , von der Miete in Abzug gebracht wird. Um
möglichst schnell die Miete festzustellen, die in Neubauten vom
1. Januar zu zahlen ist, wird in den Ausführungsbestimmun¬
gen dem Vermieter die Verpflichtung auferlegt. Len Mietern
unverzüglich die neue Mietberechnung mitzuteilen . Die Haus¬
eigentümer können bis zum 15. Juli 1932 notfalls von den
gesetzlich oder vertraglich an einen Zahlungsverzug geknüpften
besonderen Nachteilen verschont bleiben. Für größere Woh¬
nungen sollen das Reichsmieten- und Mieterschutzgesetz ab
1. April 1932 aufgehoben Werden. Geschäftsräume dieser Art
bleiben jedoch geschützt, wenn sie in räumlichem oder wirt¬
schaftlichemZusammenhang mit Wohnräumen stehen. Auch
Untermietverhältnisse bedürfen keines besonderen Schutzes
mehr. So weit jedoch Wohnungen und Geschäftsräume aus
der Zwangswirtschaft herausgenommen werden, bleiben in
Zukunft die Paragraphen 19g und 52s des Mietcrschutzgejetzes
anwendbar (Nachfordern unangemessen hoher Mieten bleibt
verboten und strafbar ). Weitergehende Lockerungen betreffend
die Aufhebung des Verbots der Zusammenlegung und Um¬
wandlung von Wohnungen in Geschäftsräume. Die Not¬
wendigkeit, lcerjlehenLen oder frei werdenden Wohnraum zu
beschlagnahmen, kann nur noch für die kleinen Wohnungen
anerkannt werden. Die Aufhebung der Wohnungszwangsgesetze
wird für den 1. April 1933 in Aussicht genommen, wobei die
Bedingung gestellt wird, daß bis dahin die Mietsvorschriften
des BGB . nach sozialen Gesichtspunkten ausgestaltet sind.

3. Maßnahmen auf dem Gebiets der Zwangsvoll¬
streckung

Um Härten zu vermeiden, sieht die Verordnung vor, daß
das Gericht die Interessen des Schuldners und des Gläubigers
gegeneinander aüzuwägen hat . Das Zwangsverfahren wird
einfacher und billiger ausgestaltet als bisher . Die Vorschriften
sollen im ganzen Reichsgebiet Anwendung finden, soweit nicht
die wcitergehenden Schutz-Vorschriften des für die Ostgebiete
eingeführten Betriebsficherungs - und Entschuldungsversahrens
Platz greifen.

4. Sonstige wirtschaftliche Maßnahmen
Die Steuererleichterungen bei der Aufteilung großer Ge¬

sellschaften liegen auf dem Gebiete der Gesellschaftssteuer, der
Grunderwerbssteuer , der Wertzuwachssteuer und Gewerbean¬
schaffungssteuer (Zubehörsteuer). Besonders groß ist das Ent¬
gegenkommen (Herabsetzung der Grunderwcrbssteuer auf X
v. H.), wenn ein Einzelkaufmann oder eine offene Handels¬
gesellschaft Teile des Unternehmens übernimmt . Dadurch wird
die Rückkehr zum selbständigen Unternehmertum gefördert.

Bei der
Auflösung von Aktiengesellschaften,

aber auch von Kapitalgesellschaften, soll völlige Befreiung
von der Grunderwerbs -, Wertzuwachs- und Einkommensteuer
eintrcten . Die .bisherige Einheitsbewertung sowie die Ver¬
mögenssteuerveranlagung können durch den Rcichsfinanzmini-
ster mit steuerlicher Wirkung ab 1. April 1982 entsprechend den
seit dem 1. Januar 1931 cingctretenen Wert-Veränderungen ge¬
ändert werden. Die Wirtschaft soll ferner fiir einen gewissen
Zeitraum vom Zwang einer

Bilanzierung
nach den gegenwärtig geltenden Vorschriften befreit werden.
Die Neichsregierung wird zu Erleichterungen ermächtigt. Der
Pvospektbetrug wird an Stelle der kurzen preßgesetzlichen
Verjährung der ordentlichen Verjährung unterworfen.

5. Sozialversicherung «üd Fürsorge
Die Verordnung läßt die Renten der Invalidenversiche¬

rung in ihrer . Höhe und den Kinderzufchlag unberührt , hält
aber in Uebercinstimmnng mit den Landesversicherungsanstal¬
ten es fiir notwendig, daß z. B . die

Kinderzuschüsse und Waisenrenten nicht mehr über
das 15. Lebensjahr hinaus

gezahlt werden, der doppelte und dreifache Bezug von Renten
wegfällt oder einschränkt wird usw. In der Unfallversicherung
fallen die kleinen Verletztenrenten weg. Dagegen erhalten auf
dem Gebiete der Unfallverhütung und -Überwachung die Ver¬
sicherten das gleiche Stimmreckch wie die Arbeitgeber. Die Ver¬
ordnung besiegelt weiter den vom Rcichsarbeitsminister ver¬
mittelten Frieden zwischen Aerztcn und Krankenkassen.

In der fog. gehobenen Fürsorge für Sozial - und Klein¬
rentner tritt beim Ausmaß der Unterstützung statt des ziffern¬
mäßigen Zwanges das pflichtgemäße Ermessen der Fürsorge¬
verbände und die Rücksicht auf die Eigenart des Falles.

6. Arbettsrechtliche Vorschriften
Me Parteien jedes Tarifvertrags treten bis zum 19. De¬

zember 1931 zusammen, um die ab 1. Januar 1932 geltenden
Sätze in einem Nachtrag zum Tarifvertrag festzulegen. Bei
Schwierigkeiten ist das Eingreifen der Schlichter vorgesehen.
Sie treffen ihre Festsetzungen endgültig und bindend gegenüber
allen Beteiligten . Von einem Eingreifen in die nicht vertrag¬
lich, sondern im Einzelarbeitsvertrag geregelten Löhne und
Gehälter hat die Verordnung abgesehen. Es wird weiter auch
die Verfeinerung des Tarifvertragssystems anznftreben sein.
Zu diesem Zweck müssen nötigenfalls einheitliche Tarifverträge
in getrennten Vereinbarungen für einzelne Gebiete oder Wirt¬
schaftszweige verlegt werden.

7. Sicherung der Haushalte
Neben der Aenderung des Umsatzsteuersatzcsbedeutet die

neu eingeführte Phasenpaufchalierung die Zusammenfassung
der Besteuerung mehrerer oder aller Umsätze in einer Phase
(Stufe ). Sie dient auch zur Gleichstellung der mehrstufigen
mit den konzentrierten Betrieben . Hinsichtlich der

Erhöhung der Umsatzsteuer
ist darauf hinzuweifen, daß diese bei den in Berracht kom¬
menden Unternehmen vom 1. Januar 1932 ab 2,5 v. H. beträgt,
jedoch für die Lieferungen von Getreide, Mehl und Backwaren
wie bisher 1,35 v. H. Das Mehraufkommen wird auf das
Jahr mit 900 Millionen RM . veranschlagt. Hiervon erhalten
die Länder und Gemeinden 30 v. H.

Me weiteren Erörterungen gelten der
Vorverlegung der Einkommensteuervorauszahlungen

und Körperschaftssteuervorauszahlungen
auf Leu 10. März 1932: Me Reichsflucht wohlhabender Muk¬
scher aus Steuergründen , die als Verrat an der deutschen
Volksgemeinschaftbezeichnet wird und die mit einer

Reichsfluchtsteuer
bei steuerpflichtigem Gesamtvermögen von mehr als 200000
Reichsmark oder Jahreseinkommen von mehr als 20 000 RM.
erfaßt werden soll. Personen , die am 31. März 1931 Reichs¬
angehörige gewesen sind und in der Zeit -darnach und vor
dem 1. Januar 1933 ihren inländischen Wohnsitz aufgegeben
habSn, fallen unter dieses Reichsflnchtsteuergesetz. Die Steuer
beträgt ein Viertel ihres in Deutschland befindlichen Ver¬
mögens. Wird diese Steuer nicht bezahlt, so wird hinter dem
Betreffenden ein Steuersteckbrief erlassen. Bei seiner Rückkehr
nach Deutschland würde er verhaftet und mit Gefängnis be¬
straft werden. Ferner ist die

Einführung einer Bürsenumsatzsteuer
bei Kompensationsgeschäften vorgesehen. Zweck dieser Maß¬
nahme ist, Geschäfte der Banken in sich zu erschweren und
sie zur Rückkehr zur Börse zu veranlassen.

Die Realsteuern bei kleinen Gemeinden sollen zum Aus¬
gleich der Haushalte erhöht werden dürfen.

Die neuen Gehaltskürzungen
Die Beamtengehälter werden um 9 v. H , die Löhne der

Arbeiter in Reich, Ländern und Gemeinden, sowie die Gehälter
der Angestellten um 10 v. H. gekürzt. Die unterschiedliche
Behandlung erklärt sich aus technischen Gründen . Die neue
Gehaltskürzung tritt am 1. Januar 1932 in Kraft.

Die Frage des Lohn- und Gehaltsniveaus enthält ats
wichtigste Vorschrift die Bestimmung, Laß alle Tarifverträge
am 30. April 1932 fällig werden. Ferner werden alle Tarif¬
sätze auf den Stand vom 10. Januar 1927 herabgesetzt, es sei
denn, daß sie gegenwärtig nicht mcbr als 10 Prozent über
diesem Niveau stehen. Im letzteren Falle werden sie nur um
10 Prozent gesenkt. Dock) werden Tarifsätze, die bisher noch
keine Kürzung erfahren haben, um 15 Prozent , jedoch nicht
unter den Stand vom 10. Januar 1927 herabgesetzt. Gegen
diese generelle Regelung ist Berufung an den Schlichter mög¬
lich, der Härten ausglcichen soll.

Die Gehalts - und Lohnsenkung bezieht sich auf alle Be¬
amten , Angestellten und Arbeiter des Reichs, der Länder oer
Gemeinden und aller Körperschaften des öffentlichen Rechts.
Was die Bestimmungen über die Kürzung der Löhne und
Gehälter der Arbeiter und Angestellten betrifft , so wird aus¬
drücklich betont , daß diese nicht für Einzelperträge gelten , son¬
dern nur für Tarifverträge.

Das tzaushaltsbild
ist folgendes: Der im September neu aufgestellte Haushatt
)931 schließt mit 9150 Millionen (Rechnungsergcbnis für 1930
also 11985 Millionen ) ab. Der Haushalt des Reiches ist ge¬
sichert, auch wenn die vorgesehenen 230 Millionen an die Ge¬
meinden (Wohlfahrtslasten) im Laufe des Winters erhöht wer¬
den müßten. Der Haushalt 1932 würde sich, wenn die Repa¬
rationslast die gleiche bleibt wie unter dem Hooverplan, auf
der Euinahmeseite auf 7830, auf der Ausgabenfcite auf 8790
Millionen belaufen. Hierbei ist davon ausgegangen, daß das
Steueraufkommen gegenüber )931 um rund 700 Millionen,
gegenüber 1930 um rund IX Milliarden Zurückbleiben wird.
Der Fehlbetrag von 960 Millionen wird dadurch gedeckt, daß
infolge der Gehalts - und Lohnkürzungen eine Ersparnis von
rund 200 Millionen eintritt und die Erhöhung der Umsatz¬
steuer rund 700 Millionen einbringt . Der verbleibende Fehl¬
betrag von 60 Millionen wird durch weitere Ersparnisse ab¬
gedeckt. ^ Der Haushalt 1982 würde damit mit 8350 Millionen
nbschließen. das bedeutet gegenüber 1930 eine Senkung um
rund :'>X Milliarden.



8. Sicherung des iuueren Friedens
Hier sind scharfe Matznahnken gegen Waffenmißbranch vor-

aeschen, die die Länder ermächtigen, zrrr Waffencrblreferung
aufzufordern und eine verschärfte lleberwackmngdes Handels
mit Hiev- und Stotzwaffen anzuordnen . Ferner wird ein

allgemeines Uniformverbat
erlassen. Das Tragen der Uniformen außerhalb der eigenen
Wohnung wird hiernach in Zukunft mit Gefängnis nicht unter
drei Monaten bestraft. Auch das Trage » von Abzeichen poli¬
tischer Art wird verboten. Die Bestimmungen über die

Verstärkung des Ehrenschntzes
sehen vor, datz die üble Nachrede gegen Persönlichkeiten, die
im öffentlichen Leben stehen, mit Gefängnis nicht unter drei
Monaten bestraft werden, wenn die üble Nachrede geeignet
ist das Vertrauen in die beleidigte Persönlichkeit zu erschüt¬
tern. Daneben soll außer der dem Verletzten zuflietzenden
Buße cnrf eine weitere an die Staatskasse zu entrichtende Butze
bis zu 100 MO Mark erkannt werden können. Das Schnell¬
gerichtsverfahren ist unbeschränkt zugelassen.

In der Begründung des Uniformverbots heitzr es wört¬
lich: Die Uniform soll das Ehrenkleid der Reichswehr und
der Polizei sei. Sie darf nicht länger das Kleid privater
politischer Verbände und damit eine Ansdrucksform politischer
Demonstrationen bilden. — Zur

Wahrung des Weihnachtsfricdeus
sind bis zum 3. Januar 1932 alle öffentlichen politischen Ver¬
sammlungen und Aufzüge verboten. Ebenso ist die Ver¬
breitung von Plakaten und Flugblättern politischen Inhalts
untersagt.
S. Schlrrtzbestimmungen

Die Schlußbestimmungen sehen vor, datz alle Bestimmun¬
gen der Verordnung am 8. Dezember 1931 in Kraft treten.

Zu den Maßnahmen , die zu einer Verbilligung der Preise
gehören sollen, gehört auch die Senkung der Tarife bei der
Reichsbahn. Diese sollen insgesamt um 300 Millionen Mark
gesenkt werden. Me Tarifsenkungssätzcsind im einzelnen sehr
verschieden und schwanken zwischen 15 und 21 v. H.

Die Auswirkungen der Notverordnung
Berlin, 9. Dez. lieber die Auswirkungen und die einzel¬

nen, teilweise einschneidend in die Wirtschaft eingreifenden
Bestimmungen der Notverordnung erfahren wir von unter¬
richteter Seite noch eine Reihe von Einzelheiten. Nach tz 2
des Kapitels über die Anpassung der gebundenen Preise an
die veränderte Wirtschaftslage gilt als Stichtag für die Her¬
absetzung der Preise für Markenwaren nichr, wie in der amt¬
lichen Verlautbarung gesagt worden ist, der 1. Juli 1931,
sondern der 30. Juni 1931. Weiter gelten die Bestimmungen
über

die Zinsherabsetzung
nicht für festverzinsliche Vorzugsaktien, z. B . die Iprozentigen
Reichsbahnaktien. Bei diesem Kapitel über die Zinsherab-
setzung werden als besonders wesentlich angesehen die Bestim-
urungen über das Eingreifen des Rcichskommissars für das
Bankgewerbe, um die Höhe der für hereingenommene Gelder
zu gewährenden Zinsen zu regeln. Der Reichskommissar kann
gegen diejenigen Unternehmen, die sich den Bestimmungen der
Notverordnung bezw. den Vereinbarungen der Spitzenverbände
der Kreditinstitute mit dem Reichskommissarnicht anschlietzen,
die Untersagung weiterer Depositengeschäftebeantragen.

lieber die
Einzelheiten Ser Tarifsenkung bei der Reichsbahn

erfahren wir weiter bon unterrichteter Seite , daß von den
für Tarifsenkungen insgesamt vorgesehenen 300 Millionen für
die Senkung des Normaltarifs 185 Millionen ansgesetzt sind.
Für die Senkung des Kohlentarifs , der bestimmungsgemäß als
Ausnahmetarif behandelt wird, aber insofern auch als ein
gewisser Normaltarif anzusehen ist, da er für ganz Deutsch¬
land gilt, sind 85 Millionen in Aussicht genommen. Das würde
eine rund lüprozentige Senkung der Kohlenfrachten ansmachen.
Me Frage der Kohlenküstentarife und besondere Maßnahmen
dafür , um die englische Kohleneinfuhr zu bekämpfen, ist noch
nicht endgültig entschieden. Die restlichen 30 Millionen der
für Tarifsenkung vorgesehenen Summe soll für Sonderwünsche
bei den Ausnahmetarifen verwendet werden. Dabei handelt
es sich in erster Linie um die Tarife für Holz, Getreide, Mehl,
Textilien und um Maßnahmen auf dem Gebiete der Ausfuhr
für Stückgut usw. Während die Senkung der Normaltarife

SaWtoriM Dr. BrWer.
Der Roman eines deutschen Detektivs. Von Kurt Martin.
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„Na schön. — Gehen Sie setzt!"
Der Oberpfleger begab sich hinten in seine Abteilung.

Ms er allein war, ballte er zornig die Faust.
„Mißtrauischer Teufel!"
Er ging zur Tür vier, öffnete sie, aber nur eine Hand

breit.
„Graf !" ,
„Was ?"
„Hier lesen Sie !"
Er reichte ihm das Telegramm. Der riß es ihm aus der

Hand und stierte darauf . Seine Augen begannen zu glänzen.
Seine Hände zitterten

„Mensch, das Telegramm ist echt!"
„Geben Sie es her!"
„Lassen Sie es mir !"
„Wollen Sie alles verraten ?"
„Nein. — Da haben Sie es."
„So bald es geht, erzählen Sie mir mehr von sich. Jetzt

gkanhe ich Ihnen alles. Vermutlich hat Ihr Vetter Sie hier¬
hergebracht."

„Ja , dieser, dieser —"
„Still !"
„Wenn Sie mir helfen, ich schenke Ihnen —"
„Darum ist es mir nicht zu tun ."
„Sondern ?"
„Ich will Sie nur befreien."
„Grund ?"
„Weil Sie gesund sind und nicht hierher gehören."
„Alko doch!"
„Vorsicht! Sie können beides haben: lebenslängliches

Schmachten hier — oder die Freiheit ."
„Mann ."
„Hören Sie ! Der Professor ist sehr mißtrauisch. Spielen

Sie gut Komödie! Spielen Sie den wilden Mann ! Schimpfen
Sie vor allem auf mich! Beschweren Sie sich he, dem Pro¬
zessor über mich!"

bereits am 16. Dezember in Kraft tritt , ist für die Senkung
der Ausnahmetarife noch kein bestimmter Termin vorgesehen!.
Es ist aber beabsichtigt, auch diese Tarife so schnell wie uröglich
zu senken. An zuständiger Stelle wird darauf hingewiesen,
daß der für die Tarifsenkung ausgesctzte Betrag von 300 AMil¬
lionen Mark mehr als 10 Prozent der Gesamteinnahmen ans
dem Güterverkehr der Reichsbahn ausmacht, die im letzten
Jahre sich ans etwa 2,3 Milliarden beliefen. Weiter beabsich¬
tigt auch das Reichsverkehrsministerinm vom 16. Dezember
die Tarife für die Binnenwasserstraßen und den Reichskrast-
wagcngütertarif zu senken. Die Reichspost hak über die Frage,
inwieweit eine Senkung der Posttarise erfolgen kann, noch
keine endgültige Entscheidung getroffen:

Die Mietsenkung
wird sich nach Auffassung der zuständigen Stellen bei Alt-
Wohnungen reibungslos bereits vom 1. Januar av durchfüh¬
ren lassen. Die Ermäßigung erstreckt sich aber nur auf den
Mietszeitraum , der am 1. Januar beginnt , kommt also bei
Postnumerandozahlungcn erst am 1. Februar in Frage . Bei
Neubanwohnnngen wird sich das Verfahren etwas länger hiu-
ziehcn als bei alten Wohnungen ; es soll aber dafür gesorgt
werden, daß auch in diesen Fällen Mieter und Vermieter die
Entlastung sobald wie möglich erfahren . Wo die Einbeziehung
der Neubauwohnungen in Las außerordentliche Kündiguugs-
rccht terminmäßig bis zum 5. Januar nicht mehr möglich ist,
weil die genauen Feststellungen bis dahin noch nicht getroffen
sind, besteht ja die Möglichkeit, von diesem KünLigungsrecht
vorsorglich Gebrauch zu machen, llebrigens wird durch die
Kündigung der Vertrag vollkommen aufgelöst, sodaß auch
andere Fragen als die der Mietshöhe der neuen freien Ver¬
einbarung Vorbehalten bleiben. Die zuständigen Stellen er¬
warten von diesem Kündigungsrccht nicht, daß nun ein großer
Wohnungswechsel eintritt , vielmehr liegt es im Interesse von
Vermietern und Mietern , den Knndignngsparagraphen als
Erleichterug für neue freie Vereinbarungen zu betrachten. Die
Einzelheiten hierzu werden durch die Durchführungsbestim¬
mungen geregelt, die bereits am morgigen Donnerstag mit
den Vertretern der deutschen Länder beraten werden.

Der PreiVscnkungSkommissar
dessen Aufgabengebiet naturgemäß besonders umfangreich ist,
wird seine Aufmerksamkeit in erster Linie den Verhältnissen
auf dem Lebensmittelmarkt zuweuden, wovon freilich die Er¬
zeugerpreise der Landwirtschaft ausgenommen sind, die ohne¬
hin weit unter dem Niveau der Vorkriegszeit liegen. Bei
diesen Artikeln wird der Kommissar seine Bemühungen ans die
Preisspannen richten. Es liegt auf der Hand, -daß er sich in
erster Linie auch den Brotpreis ansehen wird. Me Dauer der
Tätigkeit des Preiskommissars ist nicht irgendwie begrenzt
worden. Sie hängt natürlich von den Ergebnissen ab.

Eine Senkung der Rechtsanwaltsgebühren ist übrigens in
der Notverordnung nicht vorgesehen, weil die Einbeziehung' in
die Gewerbesteuer, die kürzlich erfolgt ist, bereits eine Ein¬
kommenssenkung um 10 Prozent bedeutet. Außerdem ver¬
mindert sich mit der Preissenkung ja auch die Höhe der Ob¬
jekte. und Hamit fallen auch die Gebühren automatisch.

Die Bestimmungen des Kapitels 6 über die Kürzung
der Löhne und Gehälter

gelten nur für Tarifverträge , nicht aber für Einzclvcrträge.
Die Tarife für -die Arbeiter des öffentlichen Dienstes, der
Reichsbahn, der Reichspost und der Gemeindearbeiter werden
im 7. Kapitel der Notverordnung behandelt. Die Bestimmun¬
gen über eine Herabsetzung der Tarife auf den Stand vom
10. Januar 1927 treten weiter nicht in Kraft in den Fällen,
wo im Augenblick kein Tarifvertrag besteht, so z. B . bei den
Arbeitern in der nordwestlichen Gruppe . In diesem Falle
setzt das normale Schlichtungsverfahren ein. Der Grundsatz
dieses Teiles der Notverordnung ist, den Lohn auf die Höhe
vom 10. Januar 1927 zu senken. Das bedeutet aber nicht, datz
bei solchen Tarifverträgen , die heute geringere Löhne vorsehen
als diejenigen von dem genannten Stichtag , zugunsten einer
Lohnerhöhung gekündigt werden, sondern in solchen Fällen
bleibt der gegenwärtige niedrige Loh» in Kraft.

Nejchsiagsemberuftmg beantragt
Der Aufmarsch der Parteien

Berlin , 9. Dez. Die kommunistischen Mitglieder des
Aeltestenrats haben am Dienstag beim Reichstagspräfidenten
Löbe die Einberufung des Aeltestenrats beantragt , und zwar
für Freitag , den ll . Dezember. Die Einberufung des Reichs¬
tagsplenums wird für Dienstag , den 15. Dezember, verlangt.
Als Tagesordnung werden kommunistische Anträge auf Auf¬
hebung der neue» Notverordnung vorgeschlagen, in Verbin¬
dung damit eine finanz - und wirtschaftspolitische Aussprache,

sowie erneut eine außenpolitische Aussprache und eine Erklä¬
rung des Reichsinnenministers zu den Vorgängen in Hessen.

In den nächsten Tagen werden sich nahezu sämtliche
Reichstagsfraktionen, versammeln, um zu der neuen Reick>snot°
Verordnung Stellung zu nehmen. Die Reichstagsfraktion der
Staats -Partei tritt heute zusammen, die der Wirtschaftspartet
am Donnerstag , die der Deutschen Volkspartei am Freitag,
die der Sozialdemokraten am Montag , die des Zentrums m»
Dienstag und die der Deutschimtionalen am 17. Dezember.
Auch die anderen Reichstagsfraktionen werden noch vor Weih-'
nachten tagen.

Zur Auflösung des Reichstag entschlossen?
Köln, 9. Dez. Die „Kölnische Zeitung" verzeichnet das Gerücht,

daß der Reichskanzler emschlossen sei, im Falle einer E itscheidung
ves R-ichstags gegen Regierung und Notverordnungnicht zuiiickzu--
-reten, sondern den ROchsiag ouszulösen, und daß ec dazu sich bereits
vie Zustimmung des Rnchspiäsidenlen gesichert habe.

Senkung des Soll -Zinssatzes um 2 Prozent

Berti « , 9 . Dez. In Anbetracht des durch ost heutrge
Notverordnung gekennzeichnete» Ernstes der gegenwärtige«
Wirtschaftslage und in dem Bestrebe«, die Notmatznahmc« der
Regierung zur Gesundung der deutschen Wirtschaft soweit
wie irgend möglich zu fordern und zu unterstütze», haben o«
Mitglieder der Vereinigung von Berliner Banken und Ban¬
kiers (Stempelpereinigung) im Einvernehmen mit de« maß¬
gebenden öffentlich-rechtlichen Kreditinstitutendes Reiches und
der Länder, sowie den maßgebenden auswärtigen Banken und
Bankhäusern beschlossen, den Soll -Zinssatz, der gegenwärtig
2 Prozent über dem Reichsbankdiskontsatz, d. h. io Prozent
p. a., beträgt, auf i Prozent über dem jeweiligen Reichsbank-
Diskontsatz, zu senken. Im Zusammenhang mit de» Maß¬
nahmen der Reichsbank ist somit eine Senkung des Soll -Zins¬
satzes um bolle 2 Prozent, also bon 1» auf 8 Prozent, erzielt.

Berlin, 9. D z. Die R ichsbank hat mil W rkung ab Donnecr-
wg, den 10. Dezember, den Diskontsatz von 8 aus 7 Prozent und
den Lombordsatz von 10 aus 8 Prozent herabgesetzt.

Das Wettecho der Notverordnung
und der Reichskanzlerrede

Berlin , 9. Dez. Die Weltpresse beschäftigt sich heute mor¬
gen eingehend mit der Notverordnung und der gestrige«
Rundfunkrede des Reichskanzlers. In England nennt man
die Notverordnung einen noch nie dagewesenen Einbruch in
das Wirtschaftsleben Deutschlands. Der Prozeß der Ein¬
schränkungen könne nicht mehr weiter getrieben werden.
Gleichzeitig heben die Blätter hervor , daß es sich bei der Mt-
verordnung um eine Kampfansage an Hitler handle, dem in
der Reichskanzlerrede -deutlich gesagt werde, daß es nur eine
deutsche Regierung gebe, die für die Innen - und Außenpolitik
verantwortlich sein. Im übrigen erkennen die Korresponden¬
ten die Notlage an, von der die neuen Verordnungen zeugen
und die schweren Opfer, die dem deutschen Volke anferlegk wer¬
den. Die französische Presse beschäftigt sich hauptsächlich mit
der Reichskanzlerrede, die nach Ton und Auffassung Billigung
suchet. Allgemein bezeichnet man die Rede als eine ernste
Warnung an die Anhänger Hitlers . Auch hier wird die Stelle
der Rede unterstrichen, in der erklärt wird , daß Reichspräsident
und Reichsregiermig sich gegen diejenigen einsetzcn werden, die
wagen sollten, die konstitutionelle Macht anzntasten. Nur der
sozialistische„Populaire " bringt verfassungsinäßige Bedenken
zum Ausdruck. In Wien ist man einmütig in der Anerken¬
nung und Bewunderung für den Kanzler , der das Wagnis
unternehme , die deutsche Wirtschaft durch diese einschneidenden
Maßnahmen zu retten . Nur die sozialdemokratischeArbeiter¬
zeitung übt an der Notverordnung schärfste Kritik und sagt,
daß durch sie die staatlichen Gesetze im Widerstreit mit den
autonomen Naturgesetzen der kapitalistischen Wirtschaft ge¬
bracht würden , was unweigerlich schwere Störungen Hervor¬
rufen werde. Die amerikanische Presse nennt die Notverord¬
nung einen letztmöglichenSchritt und hebt die Ankündigung
des Reichskanzlers hervor , daß er nötigenfalls Maßnahmen
gegen Putschversuche treffen werde.

Simis gut kauten 8ie
Okstiillslüoksn
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.Ja ."
„Und mit keinem Blick etwas verraten !"
„Nein !"
„Handeln Sie wohlüberlegt!"
„Ich will es."
Die Tür schloß sich wieder. Drinnen aber stürzte einer

zum Fenster, rang die Hände gen Himmel und betete, nach¬
dem er viele Jahre nicht mehr ans Beten gedacht hatte.

Zwei Tage später ließ der Professor seinen Oberpfleger
zu sich rufen.

Als Max Straffer eintrat , sah er einen Herrn Mitte der
Zwanzig in einem der Sessel dem Professor gegenübersißen.

Brauser wandte sich an ihn:
„Herr Löffler will seinen Vetter besuchen, unteren Kran¬

ken auf Nummer sechs. Geben Sie als sein Pfleger einen
kurzen Bericht über das Verhalten des Patienten !"

Der Oberpfleger sah den Besucher prüfend an.
„Der Kranke ist in seinem Umgang harmlos : aber er ist

unbeholfen wie ein kleines Kind."
Der Gast zog die Brauen hoch.
„Sonderbar ! Ich dachte immer, es würde sich doch wieder

geben. Ist es denn wirklich schlechter mit ihm geworden?"
„Ja , auffällig. Einfaches Spielzeug erfreut ihn am

meisten."
„Traurig ! — Ich danke Ihnen . — Herr Professor, kann

ich meinen Vetter jetzt einmal sehen?"
Der Processor stand auf.
„Gern . Bitte , begleiten Sie mich."
Die Herren verließen, von dem Oberpfleger gefolgt, das

Zimmer. Draußen ließ Straffer die beiden allein nach der
Krankenabteilnng gehen und wandte sich dem Treppenhause
zu. Kaum aber hatte er die Tür zum Seitenflügel ins Schloß
fallen gehört, als er doch einmal nach dem Sprechzimmer
zurückging. Da lag auf einem Stuhl der Mantel des Frem¬
den. Nasch untersuchte er die Taschen. In einer fand er einen
Brief . Er überlegte einen Augenblick, nahm den Brief an sich
und begab sich damit hinauf in seine Stube . Er las die
Adresse: „Herrn Peter Löffler, Hamburg, Hermannstr. 4."

Und lc>St Eine Ortsangabe fehlte. '

„Lieber Neffe! Ich danke dir für deinen Brief . Ts ^
sehr freundlich von dir, daß du gelegentlich deiner Rciü
unseren armen Jungen in Görn aufsuchen willst. Aber ich
rate dir davon ab. Er kennt dich sicher nicht, und du nimmjt
nur den trostlosen Eindruck eines Menschen mit dir, der w
der Welt keine Nolle mehr spielen kann. Eine Besserung
ist ausgeschlossen, wie der Professor schreibt. — Wir werden
nun doch mit dem Verkauf beginnen; denn der arme Junge
kann sicherlich nie mehr darüber verfügen. Sein Schicksal
ist eben beklagenswert. Also ich rate dir nochmals von dem
Besuch ab. Sei herzlich gegrüßt von deiner Tante Hermine.

Er sah lange auf den Brief , wie wenn er die Gedanken
der Briefschreibercn erraten wollte.

Anscheinend kam dieser Peter Löffler aus Mitleid mit
dem Kranken hierher, nichts ahnend, in welchem Hause er M
hier befand. — Wer hatte den Brief an Löffler gcichncbcn-
— Wer war diese Frau ? — Don welchen Verkäufen schrieb
sie? —

Das mußte aufgeklärt werden! Nun war wenigstens auch
hier ein Anfang gemacht. Ein Name war bekannt, der um
diesem Kranken zusammenhing. Auf dieser Tatsache ließ M
weiterbauen. — Dieser Patient befand sich wenigstens n'-chr
in direkter Gefahr . Sorgenvoller lagen die Dinae bei dem
Herzkranken und bei Senta . Die schwerste Gefahr drohn
aber wohl dem Menschen, den Ellen Hcwald töten sollte.

Als Max Straffer wieder nach dem ersten Stock hüm̂ '
stieg, stand der Professor eben mit seinem Gast in der H-m
und verabschiedete sich von ihm. Nachdem Peter Löffler ge¬
gangen war, forschte der Oberpfleger:

„Haben Sie einen besonderen Auftrag für mich, Hb"
Professor?"

„Nein. — Endlich ist der Mensch wieder fort!"
Brauser schien von einer Sorge befreit.
„Kommt dieser Herr öfters , Herr Professor?" . . .
„Ab und zu. — Ein dummer Mensch! — Kann es iM

fassen, daß sein Detter blöd ist!" „ .
„Er schien zu glauben, dem Kranken müsse es be»

gehen." ,
„So ist er immer! Am liebsten brächte er noch ^andere

Aerzte hierher, die seinen Vetter untersuchen sollen."
(Fortsetzung folgt.)
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(Wetterbericht .) Von Spanien her erstreckt sich Hoch-

Lnnt bis Wer Süddeutschland, während sich im Nordwester«
eine starke Depression zeigt. Für Freitag und Samstag ist
mit stärkerem Einslus; der nordwestlichen Zyklone und daher
,nieder zu Unbeständigkeit neigendes Wetter zu erwarten.

B Nienfeld, 9. Dez. (Wohlfahrtssusiballspiel.) Wegen des
unbeständigen Wetters der letzten Woche wurde die Veranstal¬
tung des Wohlfahrtsspiels zwischen der Kegelklub man iiscl-aft
Union Ratsrhuk und den Alkhcrren des Turn - und Fnßball-
vercins am letzten Samstag erst am Morgen bekanntgegebem
Der Sonnenschein mag dazu beigetragen haben, daß doch
etwa 150 Zuschauer zu dem für die örtliche Notgemeinschast
veranstalteten Spiel aus dem Fußballplatz bei der „Sonue"
gekommen sind. Die gesamten Einnahmen mit 10 RM . konn¬
ten dem wohltätigen Zweck zugeführt werden.

In dem Spiel haben die „Kegler" den Torrcigen eröffnet
und sich in der ersten Halbzeit wacker gehalten, mußten aber
infolge des ermüdenden Spieles aus den: durchweichten Boden
mit 5:2 Toren geschlagen heimziehen. Da das Spiel bei allen
viel Beifall gefunden hat, ist in Aussicht genommen, im Lause
des Winters noch ein Rückspiel zu veranstalten, das an einem
Sonntagnachmittag „steigen" soll, um noch mehr Zuschauer zu
gewinnen.

Feiorennach, 9. Dez. Die Gemeinderatswahl findet hier
am 10. Dezember 1931 statt. Es wurden zwei Wahlvorschläge
üngereicht. Wahlvorschlag 1: Nationale Bür ger¬
ne reinigung  enthält die Namen : Friedrich Bauer , Gott¬
fried Laupp, Ludwig Schönthaler und Emil Hüll von Fcld-
rennach und Gottlieb Mitschele und Wilhelm Keller von
Pfinzweiler ; Wahlvorschlag 2: Arbeiterverein  enthält
von Fcldrennach: Wilhelm Fauth , Hermann Reiser, Johann
Großmann und Wilhelm Dengler und von Pfinzweiler Karl
Henncfarth und Wilhelm Holl. Bon den ausscheidenden Mit¬
gliedern haben sich die beiden Mitglieder von Pfinzweiler,
Wilhelm Wolfinger und Gottlieb Ochs, zu einer Wiederwahl
nicht mehr bereit erklärt.

Ergebnis der Bezirks- und Jubiläumsschau in Birkenfetd
am v. Dezember 1!>:'.>

Die Berbandsausstellung muß als eine Musterschau un¬
bedingt angesprochen werden. Das Lokal, die Gemeindetnrn-
lialle, bot annähernd genügend Raum für die gemeldeten
631 Exemplare und die Belichtung war so gut, daß trotz der
trüben Witterung alle Tiere schön zur Geltung kamen. Trotz
reckst guter Anteilnahme von auswärts , hatte die auf den¬
selben Sonntag festgesetzte Gemeinöeratswahl einen guten
Einfluß auf den zahlreichen Besuch. Die Organisation der
Schau bot eiu Prächtiges Bild edler Rassetiere und ließ keine
Wünsche offen.

Nachstehend geben wir die Gewinner der Bundes -, Lan¬
des-, Gau -, Gemeinde- bzw. Qualitätpreise bekannt;

Bundespretsc:
E. Enghofer, Birkenfeld auf rebhf. Italiener ; A. Martin,

Birkenfetd auf Rhodeländer -Zwergc.
LandesverbandSpreise:

K. Enghoscr (Rhodelönder), E . Enghofer (rebhf. Italie¬
ner ), Fr . Ganzhorn sen. (rebhf. Italiener ), A. Martin (Rhode-
länder -Zwerge), PH. Rummel (schw. Italiener ) W Z., sämtlich
aus Birkenfeld.

Gaupreise:
E. Bacher (w. Laufenten), M . Burballa (w. Zwerg-Lang-

shau), E. Enghofer (rebhf. Italiener ) se aus Birkenfeld, H.
Erhardt , Waldrennach (gestr. Italiener ), Fr . Gauzhorn sen.
(rebhf. Italiener ), E. Großmann (Schönheitsbrieftauben ), A.
Keller (Rcisebrieftauben), N. Oelschläger (Rhodeländer), PH.
-Rummel (schw. Italiener ), E . Schaßberger (w. Italiener ) zwei¬
mal, Ehr . Schmid (Barncveldcr und Welsum-er) zweimal, je
aus Birkenfeld, Ehr . Wacker, Wildüad (w. Pfautauben ).

Gemeindepreise:
E. Bacher, Birkenfetd (weiße Zwerg -Wyandotten ), Ehr.

Bott , Wildbad (belgische Riesen-Kaninchen st Z.), Fr . Ganz¬
horn sen. (rebhuhnf. Italiener ), E. Großmann (Reisebrief¬
tauben), je aus Birkenfeld.

Weiters Qualitätspreise erhielten:
Arnbach:  A . Ahr, Friedrich 'Buckster, O. König,

H. Rentschler, Fr . Wolfinger jr.
Calmbach:  O . Müller.
Dennach:  G . Härter , W. Hummel, Th. Kuppler,

O. Ochner.
Höfen:  L . Hummel, H. Mettler , Fr . Sprenger,

H. Sprenger.
Neuenbürg:  K . Bauer , K. Frautz, W. Lutz, K. Mül¬

ler, W. Neuhäuser, R. Schlegel, Ehr . Schnürle , E. Wcißinger.
Salmbach:  K . Ecker su., H. Fischer, G . Fuchs, E. Schö-

ninger, I . Weinmaun.
Waldrennach:  H . Erhardt , W. Erhardt , E . Galt,

K. Pfrommer , E. Scheck.
Wildbad:  Ehr . Bott , W. Geiliug; K. Hartman «,

R . Rahher , H. Servay , X- Scheier, Ehr . Wacker.
Birken seid:  E . Baästr , Th. Bächtold, W. Bausch-

lickter, K. Bott , Ehr . Bräuninger , M . Burbulla , L. Burger,
F. Christmann , Ehr . Diehm, CH. Drollinger , G . Ehmann>
E . Enghofer , K. Enghofer , K. Fix, H. Fuchs, Fr . Gauz¬
horn sen., I . Gengenbach. R. Gengenbach, K. Grob , E. Groß¬
mann , W. Häuser, A. Keller, A. Kübler, I . Kugele, K. Kull,
A. Martin , K. Müller , K. Oelschläger, N. Oelschläger,
A. Rieth , K. Rieth , G . Roller , PH. Rummel , E. Seeger,
Fr . Schaiblc, E. Schaßberger, Albr. Schmid, Ehr . Schmid,
E. Schulz, A. Stickel, Th .' Bester, W. Vollmer, E. Wetzei,
K. Zacher.

Vkürttsmbsrs
Leonberg. 9. Dezbr. (Einspruch gegen dir Gsmeinderatswahl)

Gegen Vas Ergebnis der Grmelnderatswählvom6. Drzember wurde
vom B 'amt nbund und einem Kandidaten desW HIoorschlags„Ge-
werbeoerein" Einspruch erhoben. Die B schwerde stütz« sich aus die
gl-ichzülige Wahl des seitherigen Grmeinderat« E Bammesbcroer
(649 Stimmen) und des Landwirtes Iosenhans<869 Stimmen) Da
die beiden miteinander in gerader Linie vrrschwSoert sind, ist das
Verbleiben beider im G m tnderat laut Art. 59 der Gemeindeordnung
nickst zulässig. In diesem Falle mutzle Bammesberger mit der nie¬
dereren Stimmenzahl zurückireten.

Stuttgart, 8. Dez. (Bttr-ibung von Rückständen ln der Sozial¬
versicherung.) Durch eine Bnordnung des Wirtschastsministeriums
ist sür die Beitreibung von Rückständen in der Sozialversicherung
als Vollstreckung-beimter der Ortevorsteher oder der sür ihn bestellte
gemeindliche Vollste ckungsbe«nie deij ügsn Gemeinde, in deren
Bezirk Vgllslrrckungshandlungen oorzuneymen sind, bfftimmt worden.

Stuttgart, 9. Dez. (B elegung des Hnuptoe'sorgunqsamtsnach
Karlsruhe?) Von der Fücsorgeabteilung des Würkl. K teaerbundes
wird uns mitgeteilt: „Dem Vernehmen nach wird an zuständiger
Stelle die Verlegung des Hiuptoersorgungeamts Württemberg von
Stuttgart nach Kulsruhs ln Erwägung gezogen. DasB kanniwerden
dieser Absicht hat nicht nur in den davon betroffenen Beamienkretsen

und der Bevölkerung allgemein, sondern auch insbesondere vet den
Kriegsopfern eine erhebliche Beunruhigung hervorgerusen. Ganz ab-
gesehen davon, daß die Wegverlegung eines sozial so wichtigen Amtes
las Stuttgart und damit aus Württemberg überhaupt schon in steuer¬
licher Hinsicht nicht verstanden werden würde, werden die Belange
«er wärst. Kriegsopfer io schwer getroffen, daß die Verwirklicht«««
'er Absicht wohl mit Recht als untragbar bezeichnet werden darf
Vas Präsidium des Wurst. Kciegerbundes hat daher im Interesse der
um Bund angehörenven 25 060 Kriegsbeschädigten. Kriegerwtiwen
und-waisen sowie Kriegereliern in einer aussiihrlich begründeten Ein¬
gabe an das Siaatsnstnisterium die dringende Bitte gerichtet, sich mit
'Uem Nachdruck dasür einzusetzen, daß das Hmploersorgungsamt

Württemberg in Stuttgart belassen wird.
Stuttgart, 8. Dez. (Ein Naturheilkundiger wegen gewerbsmäßiger

Abtreibung veruriellt.) Bor dem Schurgericht Siuttgmt Haie sich
heute der 65 Jahre alte verheiratete Nsturhellkundige Anton G ist
von Stuttgart unter Ausschluß der O ffentlichkeit und der Presse
wegen gewerbsmäßiger Abtreibung zu verantworten. Der schon drei
mal wegen Abtreibung Borbestcaste würbe unter Einrechnung einer
erst im Mai ds. I -. wegen versuchter Abtreibung ausgesprochenen
Gflängnisstrafe von 3 Monaten zu der Zach'hausstrase von 1 Jahr
1 Monaten und zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte aus3 Jahre
oeruiteilr.

Reutlingen, 8. Dez. (Die wirtschaftlichen Verhältnisse des
Handwerks) Die Handwerkskammer Reutlingenb richtet über die
wirtschaftlichen Verhältnisse im Monat November: Die Einschrumps-
ung des Geschäftsverkehrs im Handwerk ging auch den ganzen ver¬
gangenen Monat hindurch weiter. Die Berichte aus fast allen Hand-
werksberusen stellten dies fest. Dadurch wurden die Schwierigkeiten,
wit denen das Handwerk schon seit geraumer Zeit zu Kämpfen hat,
noch größer. Sie wachsen sich allmählich bei diesem sür Staat und
Volk unentbehrlichen Wirtschaftskreis geradezu zu einer Bedrohung
seiner Existenz aus. Wie schlimm die Auswirkungen dieser Ent¬
wicklung jetzt schon sind, zeigt sich in der zunehmenden Zahl drr zu¬
sammenbrechenden Handwerksbetriebe. Stark sinkende Einnahmen
wenig Arbeit, erheblicheV rluste bei der Kundschaft, übermäßige
Steuern und Zinslasten haben die wirlschafckiche Lage des Handwerks
weithin In besorgniserregender Weise geschwächt.

Ulm, 9. Dez. (Nie mehrZ-ppelin!) Ein helleres Vorkommnis,
das viel belacht wurde, trug sich laut „Ulmer Tagblatt" auf der
Messe beim Riesenglobus Zeppelin zu. Eine schonb>schrie Frau
wollte auch einmal„höher hinaus" und schon saß sie in einer Gon¬
del mitten unter erwartungsvollen Buben und Mädchen. Ais aber
das Luftschiff im Kceisflag in höhere Regionen stieg, da war es mit
dem Mut der Alten aus. Zum Gaudium der jungen Fahrgäste und
der Zuschauer rief sie wiederholt: „Haltet, haltet, i will wieder ra!"
Glücklicherweise setzte das Luftschiff zur Landung an. Nichdem die
Brave wieder seiten Boden unter den Füßen hatte, sagte sie zu den
Umstehenden: „En mei'm Leba fliag i nemme em Z.pp lin!"

Pommertsweiler OA. Aalen, 8. Dez. (Bettlergruppe mit Wa¬
gen und Pferd.) Kam da vor eintqer Züt in unsere einsam gelegene
Teilgemeinde Hinttrbüchelberg eine Betil-rgruppe, aus einem Bezirks
ort stammend, mit Wagen und Pferd ungezogen und bettelte. Sie
waren denkbar anspruch-voll und unbescheidin. So wollten sie nur
Mehl, Schmalz und Obst und das in möglichst großer Menge. Ihr
Wagen, der schon gut beladen war, wurde hier noch voller und
schwerer. Nun mußt« man ersahrrn, baß diese erbetbl en und erpreß¬
ten Lebensmittel aus einem der l tzten Aalener Wochenmärkie zu
G.ld gemacht wurden. Höher und ärger kann's wohl kaum mehr
kommen.

Zur Kritik an der Forstverwattung
Bon sachverständiger Seite wird uns geschrieben:
Die Not der deutschen Forstwirtschaft ist allmählich irr

aller Mund . Daß die Reichsregierung bewußt die Forstwirt¬
schaft der Industrie zum Opfer bringt , wurde auch bei der
Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer ausdrücklich
festgestellk. So steht Württemberg ähnlich allen übrigen Län¬
dern vor der Tatsache, daß seine Staatssorstverwattung in
Bälde keinen Reinertrag mehr wird abwerfeu können. Da
ist es selbstverständlich- daß die Kritik sich auch mit dieser
Verwaltung befaßt und nach Möglichkeiten zu Einsparungen

sucht. Insbesondere sind in letzter Zeit mehrfach Vergleiche
zwischen der württemüergifchen und badischen Forstverwal¬
tung gezogen worden. In einer sehr verbreiteten Denkschrift
wird zu beweisen gesucht- daß die württcmbergische Staats¬
forstverwaltung sehr viel teurer arbeite als die badische, dies
mit dem offensichtlichenZweck- die Aufmerksamkeit von den
Oberämtern , deren längst erstrebten Abbau mau wieder ein¬
mal zu verhindern sucht, aus die Forstämtcr abzulenkeu.

Worauf stützt sich die Behauptung ? Auf Bergleichszah¬
len, die badischen Angaben entnommen sind, aber ohne Kennt¬
nis des Umstandes, Laß diese Zahlen teilweise aus verschie¬
dener Grundlage anfgcbaut und willkürlich gutachtlich fest-
gestellt sind und somit gar nicht ohne weiteres verglichen
werden können, und daß sie sich in der Hauptsache aus ein
einzelnes sür Baden besonders günstiges Jahr beziehen! Aber
selbst wenn der gezogene Vergleich durchweg zulässig wäre,
so muß doch die Frage gestellt werden: seit wann prüft man
denn die Wirtschaftlichkeiteines Betriebes nur nach dem Auf¬
wand und fragt gar nicht nach dem Erfolg ! Wenn man
ausführt , daß der Aufwand der Staatssorstverwattung in
Württemberg (aus die Einheit bezogen) höher ist als in
Baden, dann muß auch gesagt werden, daß trotzdem Würt¬
temberg den höheren Reinertrag hat ! Und das, obwohl
Baden im großen Ganzen die günstigeren natürlichen Pro-
Luktiousbediugungeu hat. Das muß doch zu Lenken geben!
Ist der höhere Reinertrag trotz der höheren Ausgaben er¬
wirtschaftet worden oder aber nicht vielmehr gerade durch
diese, nämlich dadurch, daß der höhere Aufwand auf produk¬
tive Ausgaben fällt und sich sehr Wohl bezahlt macht, und
daß in kleinere» Forstbezirken, kleineren Förstereien eben
doch die Arbeit viel intensiver sein kann?

Sehen wir uns doch einmal das Verhältnis der Gesamt¬
ausgaben zu den Roheinnahmen . L. h. den Betriebskoefsizien-
ten, an, so beträgt dieses Verhältnis

in den Jahren in Baden in Württemberg
1910/13 im Mittel 44°/° 36°/>,
1925/29 „ .. 62°/° 54°/°

ferner der Reinertrag je Hektar
in den Jahren in Baden in Württemberg

1910/13 im Mittel 55,2 RM. 68,8 RM.
1925/29 „ 68,8 RM. 65,5 RM.

Nun muß aber berücksichtigt werdet«, daß Badei« in den
letzten Jahre «« einen Ucberhieb von rund 20 Prozent über
die nachhaltig mögliche Nutzung erhoben, also einen Eingriff
ins Kapital vorgenommen hat , der selbstverständlichnicht als
Rente gerechnet werden darf, während Württemberg etwas
hinter der normalen Nutzung zurückgeblieben «st. Reduziert
man die oben genannte«« Zahlen auf die normalen Hiebs¬
sätze, so erhält man folgende vergleichsfähigen Zahlen für
den Reinertrag je Hektar:

in den Jahren in Baden in Württemberg
1910/13 im Mittel 57,6 RM. 60,0 RM.
1926/29 „ „ 47,4 RM. 68,7 RM.

Während also in Baden der Reinertrag je Hektar gegenüber
der Vorkriegszeit gesunken ist, ist er in Württemberg sogar
gestiegen.

Welche Forstverwaltung arbeitet nun tatsächlich wirtschaft¬
licher. die württembcrgische oder die badische?

Die genannten Zahlen, die den staatlichen Mitteilungen
beidcr Länder - entnommen bzw. aus ihnen berechnet sind, be¬
weisen klipp und klar, daß die württcmbergische Staatssorst-
verwaltnng «n den vergangenen Fahren einen um nahezu
50 Prozent größeren Reinertrag je Hektar ausznweisen hat
als die badische. Neuere Zahlen liegen nicht vor. Aber so
viel ist sicher, daß die württembergische Staatsforstverwaltung
im Gegensatz zu Preußen und Bayer «« auch heute ««och sich
selbst trägt , also kein Zuschußbetrieb ist. Und wenn künftig
in der ungeheuren Krise der Waldwirtschaft in allen deut¬
schen Länder «« jeder Reinertrag dahinschwindet, so kommt es

«snLlel unci Verkekr
Wirtschaftliche Rundschau:

Eisenbahn:
Nach den Eingaben der deutschen Handelsfirmen um

Senkung der Frachtsätze bei der Eisenbahn, beabsichtigt die
Reichsbahn nun doch die Frachtsätze um 10 v. H. zu senken.
Diese Tariffenkung geht über die Einzcltarisermäßigung der
letzten Jahre weit hinaus . Durch die allgemeine Tariffen¬
kung werden die Frachten um rund 230 Millionen Mark
verbilligt . Zu dieser Senkung erfahren wir aus Jirdustrie-
kreisen, daß man dort die Ansicht vertritt , daß eine allgemeine
Tariffenkung noch durch eine Reihe voi« Sondertarisen sür
Stückgüter ergänzt werden muß. Man weist daraus hin, daß
die Spannung zwischen dem Stückgut- und Warentaris un¬
natürlich hoch «st. Der Unterschied zwischen der höchsten
Warcnladungsklasse und der niedrigste««' Stückgutklasscbeträgt
nicht weniger als 100 Prozent.

Zur Förderung der Bieransfuhr , die vor dem Kriege
einen wesentlich größerer« Umfang als heute hatte, gab die
deutsche Reichsbahn von kurzem einen Ansnahmetaris heraus,
der beim Versand über die Grenze ««ach außerdentschen Län¬
dern eine Scnkung der Frachtsätze einheitlich um 20 Prozent
vorsieht.

Post:
Eine Gebuhrenscnkung bei der Post ist vorgesehen, na¬

mentlich für Drucksachen und Pakete. Die Reich-Post macht
die Senkung jedoch davon abhängig, daß die ans der vor¬
gesehenen Gehaltskürzung sich ergebenden Einsparungen
gänzlich der Reichspost verbleiben.

Industrie:
Ji « diesem Jahr bezahlen über die Hälfte aller deutschen

Aktiengesellschaften  keine Dividenden mehr, weil sie
ohne Gewinn gearbeitet haben; zum Teil sogar ans Reser¬
ve«« die Bilanz ausgleichen müssen.

Die Gesellschaft für technischen Brennstoff teilt in ihrer
Hauptversammlung mit , daß die gesamte deutsche EroANnou-
strie im Jahre 1930 etwa 2,2 Millionen Tonnen Steinkohlcn-
und Braunkohlcnteer , Benzol sowie deutsches Erdöl gefördert
habe. Der Verkaufswert der gewonnenen Erzeugnisse stellt
sich auf etwa 290 Millionen Mark . Während infolge der
Einschränkung der Verkokung der Teer- und Benzolansall
znrückgeht, steigt die deutsche Erdölgewinnung «licht unerheb¬
lich. Man schätzt sic für das Jahr 1932 ans rund 300000
Tonnen.

Landwirtschaft:
Von den badische«« Domänen wurden die von den Land¬

wirten gestellte P a chtz i n se rmä ß i gu n g für Pachtgüter
abgeschlagen. Es ist also keine Ermäßigung für Pachtgüter
cingetretei«, mit Ausnahme der Wasicrgeschädigten, die einen
dem Schade«« entsprechenden Prozentsatz in Abzug bringe««
dürfen. Im allgemeinen gelten bei uns die Pachtzinsen sür
das rückliegende Jahr als bindend. Eine Ermäßigung für

das neue Jahr kan«« ««ach gegenseitiger Festlegung bei vor¬
liegenden Verträgen geregelt werden.

Alle Hilfsmaßnahmen für die Landwirtschaft gehen da¬
raus ans , die Landwirtschaft durch Hebnng der Produktion
in Qualität und Quantität rentabel zu machen. Daß dabei
aber die Landwirtschaft nicht aus ihren althergebrachte«« Er¬
zeugergewohnheiten beharren darf , zeigte ein Vortrag von
Dr . Bauer , den er anläßlich der Tagung des Reichsoerbandes
der landw. Genossenschaftei« gehalten hat. Er sprach über
die Ziele, durch neue Züchtung unsrer einheimischen Pflan¬
zen, die Erzeugerkostei« durch verminderte Arbeit bei höherer
Qualität der Produkte zu senken.

Er wies auf die Möglichkeit hin, heute Weinreben zu
züchten, die gegen Meltau und Reblaus unempfindlich seien.
Die neuen Reben erspare«« dem deutschen Weinbau jährlich
30—50 Millionen Mark , die bislang zur Bekämpfung dieser
Schädlinge ansgewcndet werden mußten.

Durch geeignete Züchtung hat man Weizensorten herge¬
stellt, die auch aus leichtem Sande reiche Erträge liefern und
Deutschland von der Notwendigkeit entheben, diese Brot¬
frucht aus dem Auslande zu beziehen.

Die giftfreien Lupinen machen die Einfuhr von eiweiß¬
haltigen Futtermitteln für das Vieh im Betrage von 60 Mil¬
lionen Mark jährlich überflüssig.

Schließlich hat man auch eine neue Kartoffelsorte , die so¬
genannte Roßkartoffel, geschaffen, die nicht nur für Len
menschlichen Genuß sehr geeignet ist, sondern auch ungeheure
Mengen von Vichsutter liefert. Alle diese Errungenschaf¬
ten lasser« erkennen, daß auch die Pflanzenzüchter , insbeson¬
dere die Wissenschaftler des Faches, ihr Bestes in den Dienst
der Aufgabe stellen, die deutsche Wirtschaft vom Bezüge aus¬
ländischer Nahrungsmittel ««ach Möglichkeit unabhängig zu
machen.

Forstwirtschaft:
Bei den Holzverkäufen ans württembergi-

schen Staats Wald ungen  wurden im November 34 218
Festmeter Fichten und Tannen verkauft bei einem Erlös von
33 v. H. der Landesgrundpreisc gegen 37 v. H. im Oktober
und 13 v. H. im September . An Forchen und Lärchen wur¬
den 1501 Fcstmetcr verkauft bei einem Erlös von 32 v. H,
gegen 10,5 v. H. «m Oktober und 12 v. H. im September.
Bei den Laubstammholzverkäufen schwankten die Erlöse zwi¬
schen 70 und 100 v. H. Beim Verkauf der Nadelholzstangen
bekrieg der Erlös 92 v. H. der Landesgruiidvreise . An Brenn¬
holz wurde«« in« Monat November verkauft 560 Raummeter
Lanbholz und 2580 Raummeter Nadelholz bei einem Dnrcb-
fchnittserlös von 73 v. H. gegen 67 v. H. im Oktober, 82 v. H.
in« September und 71 v. H. im August.

Geld:
Der österreichische Schilling ist im Auslände so gut wie

wertlos geworden. Auch die deutsche Relchsbank nimmt öster-
reichisckie Schillingsnoten nicht «nehr an. Selbst an den
Reichsbahnschaltern werden Schillingnoten nicht inehr einge¬
löst. Die Zerstörung des Wertes des österreichischen Schilling
ging voi« der Schweiz aus . In Oesterreich selbst haben diese
Vorgänge teilweise schon zur Panik geführt, in Wien stiegen
die Preise merklich.



immer noch sehr darauf an, welche Verwaltung mit dem
kleinsten Defizit, mit dem geringsten Zuschuß durchkommen
wird. Auch von diesem Gesichtspunkt aus wird Württemberg
sich sehen lassen können.

Es wäre durchaus unwirtschaftlich, jetzt in einer Art
Panikstimmung sich zu Maßnahmen drängen zu lassen, die
unsere Walderträge für die Dauer heruntersetzen mützten.
Die Rechnung, daß jeder Abbau eine tatsächliche Ersparnis
bringt mag bei einer reinen Verwaltung richtig sein. In
einem' Betrieb , dessen Ausgaben sich produktiv auswirken,
stimmt sie nur bis zu einer gewissen Grenze, zumal bei der
Forstwirtschaft, die für die Zukunft arbeiten muß. Viel¬
leicht wird aber schon in naher Zeit, wenn die Autarkie der
Wirtschaft durch die Macht der Verhältnisse zur Tatsache
wird, der Wald und der Holzertrag wieder ebenso in vor¬
derster Linie stehen, wie dies in der Zeit der großen Rohstoff-
not und noch vor knapp zehn Jahren der Fall war.

l,etr1e kßsekrieklen
Stuttgart, 9. Dez. Die kommunistische Landtagsgruppehat in

einem Schreiben an den Landtagepräsidenten die sosortlae Einberufung
des Pl -nums des Württ. Landtags beantragt mit der Tagesordnung:
Stellungnahme des Landtags zur sofortigen Zurückziehung der neuen
Notverordnung der Reichsregierung nach dem folgenden Antrag.
Dieser Antrag lautet: Der Landtag wolle beschließen, das Staals-
ministerium zu beauftragen, bei der Reichsregierung die sofortige
Aushebung der neuesten Notverordnung zu fordern. Der Landtag
lehnt es ab. diese musste Hunger- und Dikta,urveiocdnungfür Würt¬
temberg zur Durchführung zu bringen.

München, 9. Dez. Wie der „Völkische Beobachter" aus Naum¬
burg an der Saale meldet, hat der ReichstogsabgeordneteSlöhr
während einer Bersammluna einen leichten Schlagansall erlitten. Es
trat vorübergehende Sprachstörung und rechtsseitige Armlähmung ein.
Lebensgefahr besteht nicht.

Berlin, 9. Dez. Der Polizeipräsident hat die beiden Taqes-
zeitungen„Der Angriff" und die „Rare Fahne" aufgrund der Not¬
verordnungw-grn Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung bis einschließlich 17. 12. 1931, also auf 8 Tage, verboten.

Guben, 9. Dez. Der Obergesreite Weiß und der frühere Ober-
reiter Vorwerk vom Reiterregiment 10 in Zülllchau sowie mehrere
Einwohner des im Kreise Bomst gelegenen Dorfes Neukranzig sind
wegen Verdachtes der Spionage zugunsten Polens verhaslet worden.
Die hiesige Staatsanwaltschaft hat die Untersuckurg bereits abgc-
schloffen und das Material dem Oberreichsanwalt in Leipzig zuge-
stellt.

Wien, 9. Dez. Bei Gmünd in Nieder-Oesterreich brachen sechs
Einbrecher, die auf einem Teich Schlittschuh liefen, ein. Drei von
ihnen wurden gerettet, drei sind ertrunken.

Rom. 9. Dez. Der frühere MinisterpräsidentSalandra, unter
dem Italien in den Weltkrieg eintrat, ist gestorben.

Belgrad, 9 Dez. An der hiesigen Universität sind gegen das
jetzigeR gime Studentenunruhen ausgebrochcn, in deren Verlaus
einzelne Gruppen für die Republik demonstrierten. Der Rektor hat
hierauf die Schließung der Universität angeordnet.

Belgrad. 9. Dez. In der Nähe des Bahnhofes von Celje stieß
ein P .rsonenzug mit einem städtischen Autobus zusammen. Acht Per-
sonen wurden getötet und zehn schwer verletzt.

Paris . 9. Dczbr. Wie „Temps" berichtet, soll der amerikanische
Bankier Wlggin erklärt haben, die Barkoertreter der Gläubiaer-
länder Deutschlands seien hinsichtlich der Frage der kurzfristigen Kre¬
dite untereinander einig.

Mukden, 9. Dez. Die Japaner haben ihre Streisflüge über der
Mandschurei wieder ausgenommen. Heute früh warfen8 Flugzeuge
über Tschungtschiantung 21 Bomben ab und über Tawa 7. Diese
Stadt war auch Maschinengewehrfeuer ausgesetzt, ebenso verschiedene
Ortschaften entlang der Bahnlinie nach Niutschwang.

Aufnahme der Tätigkeit Dr. Gördelers
Berlin, 9. Dezbr. Wie wir erfahren, wird Oberbürgermeistr

Dr. Göcdeler seine Tätigkeit als Preiskommissarbereits in den aller¬
nächsten Taaen beginnen. Er wird sie zunächst von Berlin aus aus-
llben. Es ist aber möglich, daß er sie später, wenn die erste und
schwierigste Hauptarbeit getan ist, auch in Leipzig fortsührcn kann.
Deshalb behält Dr. Göldeler auch seinen Posten als Leipziger Ober¬
bürgermeister bei.

LSnderkonferenz
jfür die Durchführung der Notverordnung

Berlin, ly . Dez. Anr Vorbereitung der Ausführungsbestim-
rnungen, die für dce Mietensenkung und die sonstigen Neue¬
rungen aus dem Gebiete des Wohnrechtes zu erlassen sind, tritt
heute in Berlin eine Konferenz der Länder zusammen. Sie
soll vor allem Richtlinien für die Senkung der Mieten in
Neubauwohnungen aufstellen, nachdem für die Wohnungen in
alten Häusern die Notverordnung selbst vom 1. Januar an
die Mieten um 10 Prozent gesenkt hat.

Vor einem neuen Goldkrieg?
Da der Dollarkurs in den letzten Tagen ständig stieg, zogen

es die Baissespekulanten vor, ihre fälligen Schuldigkeiten,
die in Dollars zu zahlen waren, in Gold zu begleichen. So
mußten aus Paris in letzter Zeit größere Goldsendungen
nach Newyork verschifft werden. Frankreich beobachtete selbst¬
verständlich das Erstarken des Dollars mit größtem Arg¬
wohn und versuchte in der letzten Woche, ihn durch größere
Dollarverkäufe zu decken. Allerdings war ihm kein Erfolg
beschieden.

So rüstet nun Frankreich zum zweiten Goldkrieg gegen
die Vereinigten Staaten , die ja neben ihm das einzige Gold¬
land der Welt sind. Wer wird diesmal siegen? Noch kann
man es nicht Vorhersagen, ob Paris das Zentrum des inter¬
nationalen Kredites bleiben wird . Sicher ist nur das eine,
daß sich Frankreich diesmal in einer Verteidigungsstellung
befindet. Denn nicht die Goldbewegung von Newyork nach
Paris , die Frankreich durch größere Esfektenverkäufe anschei¬
nend vorbereiten will , ist die akute Gefahr , sondern vielmehr
ein Abwandern des Goldes aus Paris nach Newyork ist es,
was die Franzosen verhindern wollen. Während Newyork
im November seine Goldverluste durch Goldkäufe in Japan
und Südamerika einigermaßen ausgleichen konnte, steht
Frankreich augenblicklich ein solches „Goldhinterland " kaum
zur Verfügung . Zudem hat sich die Lage der französischen
Banken verschlechtert. Es fehlt ihnen an gewinnbringenden
Anlagemöglichkeiten. Ihre Verdienstaussichten schwinden von
Tag zu Tag. Das Kräfteverhältnis hat sich merklich zu lln-
gunsten Frankreichs verschoben.

Aus Wett uncl L-SbSn
Wallake als Ehezerstörer Es ist bereits eine alte Wahr¬

heit, daß es unmöglich ist, von Edgar Wallace nicht gefesselt
zu werden. Allerdings ließ sich bis jetzt noch nicht übersehen,
welche Folgen sich daraus für die Gefesselten ergaben, ins¬
besondere für Ehepaare, soweit sie, wie das Ehepaar Krizek
aus Prag , ihre freie Zeit ausschließlich damit zubrachten, sich
in die Lektüre von Wallace zu vertiefen. Bis vor kurzem war
die Ehe von Frau und Herrn Krizek sehr harmonisch, denn
tagsüber arbeiteten sie getrennt und abends, wenn die Essens¬
zeit vorüber war, beeilten sie sich beide, in ihre Betten zu
kommen, um — wiederum jedes für sich— endlich die heiß¬
geliebte Lektüre vornehmen zu können. Zu diesem Zweck̂ be¬
saß jedes von ihnen eine nette Nachttischlampe; und so lagen
sie stundenlang in ihren Betten und lasen, lasen bis zur Be¬
wußtlosigkeit. Da geschah es, daß Herr Krizek ausnahms¬
weise nach dem Abendbrot noch einen Sprung ins Gasthaus
machte, wo ihn Kollegen erwarteten . Frau Adele war das
einerlei ; seelenruhig legte sie sich nieder und wollte die Nacht¬
tischlampe anstecken. Zu ihrem Bedauern mußte sie feststcllen,
daß ihre Birne ansgebrannt war. Infolgedessen vertauschte
sie diese Birne mit der noch gebrauchsfähigen ihres Mannes
und stürzte sich endlich in die Gefilde von Edgar Wallace.
Nach einer Stunde kehrte Herr Krizek zurück, zog sich schnell
aus und legte sich mit seinem Wallaceroman ins Bett . Da
bemerkte er, daß, seine Lampe nicht brennen wollte. Auf die
Frage , ob sie ihm die Birne , die ja noch ganz neu war, weg¬
genommen habe, erwiderte die Gattin mürrisch: „Ja . Laß
mich in Frieden !" Das war Herrn Krizek, der auf seinen
Wallace furchtbar gespannt war , zu viel. Zornentbrannt
stürzte er auf seine Gattin und wollte ihr die Lauche entreißen.
Adele wehrte sich mit Fäusten, die Leidenschaft der Wallace-
helden übertrug sich auf das Ehepaar ; plötzlich liefen sie beide
zum Spind , in dem ein Revolver aufgehoben lag, und riesen
zugleich: „Mit mir wirst du keine Späße machen!" Es ward

tatsächlich blutiger Ernst . Die geschicktere Fvau Adele erwischte
zuerst die Waffe und gab fünf Schüsse ab, -die allerdings ihr
Ziel verfehlten. Herr Krizek verlor darauf seine hcldenhastr
Haltung und rannte im Nachthemd in den Hof des Hauses.
Das hinderte seine Gattin , die nunmehr ganz außer sich geriet
nicht im geringsten, noch einen sechsten Schuß in den Hof ab-'
zugeben, durch die ihr Gemahl am Arm leicht verletzt ivurüe.
Damit wars mit ihrer Ehe zu Ende. Frau Adele erschien
wegen schwerer Körperverletzung vor Gericht, wo sie pathetisch
berichtete, wie sie von ihrem störrischen Mann bei der span¬
nendsten Stelle des Detektivromans gestört worden war . Und
das Gericht begriff, daß hier höhere Gewalt , nämlich die welt¬
berühmte des Herrn Wallace, vorlag. Die junge Frau wurde
daher bedingt zu 1 Monaten Gefängnis verurteilt.

Tränengas für Tiere. Unter den Ausrüstungsgegenstänüen
einer Forschungsexpedition, die zum Zwecke zoologischerund
ethnologischer Studien in diesen Tagen die Ausreise von
Newyork nach Venezuela angetreten hat, befinden sich auch
Tränengasbomben , sowie sogenannte „hypodermischeKugeln'
Die Bomben dienen dazu, die Tiere, hie photographiert wer¬
den sollten, vorübergehend bewegungslos zu machen; während
die Kugeln die Tiere betäuben und dadurch ihren Fang er¬
leichtern sollen. Fernerhin will sich die Expedition, die ihn
Operationsbasis in Marida , etwa 350 Meilen landeinwärts,
aufzuschlagen gedenkt, eingehend mit dem Eingeborenenstam»
der Chibchas beschäftigen, einem interessanten primitiven Volk,
von dem bisher noch wenig bekannt geworden ist.

Ziegen, oje vor Schrecken erstarren . Professor L-ush von
der Universität Lowa berichtet über eine seltsame Ziegenfami-
lie, die er zu beobachten Gelegenheit hatte . Wurden die Tiere
plötzlich durch einen Knall oder das Fallenlassen von Blech¬
geschirr erschreckt, dann verfielen sie in einen 10 bis 20 Se¬
kunden dauernden Zustand völliger Starre . Sie konnten daun
geschoben, gestoßen oder umgewvrfen werden, als wären sie
aus einem Stück Holz geschnitzt. Aus diesem Zustand erwachte
zuerst ihr Vorderkörper , die Vorderbeine gewannen zuerst die
Beweglichkeit wieder, begannen wegzulaufen, aber die Hinter¬
beine waren noch steif und unbeweglich und wurden nachgc-
schleppt. Nach einem solchen Vorfall konnten die Ziegen frühe¬
stens nach 20 bis 30 Minuten wieder in diesen Zustand ver¬
setzt werden. Im Augenblick des Erschrecktwerdens blieben
einzelne regungslos stehen, andere, die sich eben einen Be¬
wegungsimpuls erteilt hatten , fielen regungslos vornüber

Der Diplomat als Droschkenführer. Manche Besucher von
Paris müssen in letzter Zeit einem Taxi-Chauffeur , der cs
durchaus nicht nötig hatte, ein Trinkgeld in die Hand gedrückt
haben. Ohne es zu wissen, waren sie mit einem vornehMn
Autolenker gefahren, nämlich mit dem Grafen de Pradsrc,
dem früheren spanischen Gesandten im Haag. Der Graf ist
ein reicher Mann , aber nachdem er infolge des Regierungs¬
wechsels von seinem Posten zurücktreten mußte, hat er viel
freie Zeit und sucht die Langeweile auf seine Weise zu be¬
kämpfen. Er erstand kürzlich eine Autodroschke und beschloß,
zum Spaß als Chauffeur tätig zu sein. Wie er einem Be¬
richterstatter, dem er sein Inkognito enthüllt hatte, erklärte,
macht ihm dieser Beruf viel Vergnügen . Er sieht dadurch viel
mehr von Paris , als ihm sonst möglich wäre, und kann das
Leben und Treiben aus der Nähe beobachten. Er nimmt es
mit seiner Arbeit sehr ernst und arbeitet jeden Tag sieben
Stunden . Ilm 10 Uhr morgens rängt er an und fährt seinen
Wagen bis zur Mittagszeit . Dann macht er eine Strmde
Pause und speist in seinem eleganten Klub. Um 1 Uhr
nnumt er seine Fahrten wieder auf bringt seinen Wagen erü
um 6 Uhr irr die Garage.

Hinweise
(Hinweise dürfen sich nur auf Inserate beziehen, und werden

mit 50 Pfennig die Zeile berechnet.)
Frauenvortrag . Heute Donnerstag abend 8 Uhr findet

im Hotel „Sonne " in Neuenbürg ein Frauenvortrag statt, ans
den auch an dieser Stelle hingewiesen sei. Herr Tadsen spricht
als Mitglied des Ehrcnkomitees des Bundes für Krebsbekämp¬
fung eingehend über die Krebsgefahr , ihre Vorbeugung und
Bekämpfung. Da ihm ein Ruf als erfahrener Fachmann und
guter Redner vorausgeht , darf mit einem interessanten Vor¬
trag gerechnet werden. Der Besuch der Vortragsveranstaltung
kann der Frauenwelt nur empfohlen werden. (Siehe auch
Anzeige in der gestrigen Nummer .)

Zwangsversteigerung.
Am Freitag den 11. Dezember 1931. vormittags

11 Uhr, versteigere ich in Ottenhausen öffentlich gegen
Barzahlung:

1 Mufikapparat mit IS Platte«, 1 Wurstkasten,
1 Ösen» 1 Zimmerbiifett.

Zusammenkunft in der Wirtschaft znm„Bären".
Hildenbrand, Gerichtsvollzieher.

Langenbrand. 9. Dez. 1931.
Todes - Anzeige.

Verwandten, Freunden und Bekannten die
schmerzliche Nachricht, daß heute früh*/s9 Uhr
mein lieber Gatte, unser guter Vater, Groß¬
vater, Bruder, Schwager und Onkel

Johann Shnnwcht.
Kettenmacher,

infolge Schlaganfalls in die ewige Heimat ab¬
gerufen wurde.

Um stille Teilnahme bitten
die trauernden Hinterbliebenen:

Christine Ohnmacht, geb. Dietz.
Familie Glauner, Metzler, Buck.

Beerdigung: Samstag den 12. Dezbr. 1931,
nachmittags ffs3 Uhr.

knelpapier
in scköner Ausführung empfiehlt

6.Aeed'Mv LueddsMg.,Ink.kr.kieMger.

Kaks «-»

gsisr 'nt-

cloü 7!siwngsonrsigsn
clls billigsts Verbreitung
vrirsrsr ^ ngsbots srrnög-
ücbtsnl — Oos sogt sin
oitsr proktiksr — Ltoucis
Hopkins — ctsr in 37jöi >r.
Tätigkeit ^ nrsigsnkslck-
rügs im >Vsrts von 100
/^Ülionsn Ootlors civrcb-
kölirts. 8o «lenken olls,
clis cksr Tsitungsanrsige
gsscköftlicbs krlolgs ru
cionksn Koben. Leien 5is
überzeugt : ss gibt kein
besseres VksrbsmittsI
als clls ^ nreios >w

„cnrtslsr"
mit kiebenÄUsxndeN „Lirkeo-
kelcker Tagbl .", „Lulmbseker
TLAdlstt " unck „Herrenslber

TsAdlatt ".

Bestellungen auf pa. junge

Weihmihtr-md
Neujahrs-Muse

erbitte möglichst noch diese
Woche.

E . Pfister , Neuenbürg.

Konto -Büchlein
L. Meeh'fihe Bulhhimdluilg.

Abbitte.
Wir nehmen die unwahren

Gerüchte, die wir gegen Karl
Lutzi, Schmiedmstr., in Bern¬
bach ausgesagt haben,

zurück.
Reinh. Ebner, Schmiedmstr.,
Arthur Ebner,
Wilhelm Blitz.

Kssssndvn -Slöeks

mackt eine beul-
sekeAumlieein-
Mr arbeitslos

Jede überflüssige Einfuhr von ^
öoöOk M Industrlewarenoder AH
von 2259L M UakrungsmMin^ >

ZM... / E

MM
MM

«

und 7kr sckasfl
Arbeit und vrot

sür Wirtschaften und CasSs
sind erhältlich in der

C. Meeh 'schen Buchhandlung » Neuenbürg.
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